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Abkürzungsverzeichnis

BaFin Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
BMLEV Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
BMJV Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz
IKS Internes Kontrollsystem
PIBs Produktinformationsblatt, Produktinformationsblätter
WpHG Gesetz über den Wertpapierhandel (Wertpapierhandelsgesetz)
WpDVerOV Verordnung zur Konkretisierung der Verhaltensregeln und

Organisationsanforderungen für Wertpapierdienstleistungsunternehmen
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1. Ziel des Dokumentes
§ 63 Abs. 6 ff WpHG sind den Privatkunden im Rahmen der Anlageberatung seit dem 1. Juli 2011
Produktinformationsblätter (PIBs) auszuhändigen. Die BaFin hat in den MaComp 15.1  (überführt aus
Rundschreiben 04/2013 vom 26. September 2013) die Auslegung der Vorschriften des WpHG und der
WpDVerOV in Bezug auf PIBs konkretisiert. Insbesondere kann der Verwender („Vertriebspartner“) von PIBs
eines Dritten durch die Vorlage einer Prüfungsbescheinigung eines Wirtschaftsprüfers von den umfassenden
Prüfpflichten beim Drittbezug von PIBs befreit werden (Konformitätserklärung). Dieses Dokument beschreibt
die Erstellungsprozesse und die jeweils implementierten Kontrollen bei der Helaba für
Produktinformationsblätter, die die Bank ihren Vertriebspartnern zur Verfügung stellt.

2. Risikobeurteilung
Aus den gesetzlichen Vorgaben und dem konkretisierenden Rundschreiben der BaFin ergeben sich die
wesentlichen Anforderungen an die Ausgestaltung und die Form der PIBs. Grundsätzlich müssen
Produktinformationsblätter gemäß § 64 Abs. 1 WpHG „kurz und leicht verständlich“, dürfen gem. § 64 Abs. 2
S. 2 WpHG „weder unrichtig noch irreführend“ und müssen „mit den Angaben des Prospektes vereinbar“ sein.
Sofern diese Anforderungen des WpHG an PIBs nicht erfüllt werden oder die Aushändigung eines PIBs
unterbleibt, wird gemäß § 120 Abs. 8 Nr. 31 WpHG eine Ordnungswidrigkeit begangen. Hinzu kommen
potenzielle zivilrechtliche Auseinandersetzungen und Reputationsrisiken.

3. Kriterien für die Gestaltung des internen Kontrollsystems
Die folgenden Kriterien liegen der Ausgestaltung der PIB-Erstellungsprozesse sowie des internen
Kontrollsystems zugrunde und bilden die Basis für die Ableitung der Kontrollziele.

3.1. Gesetzliche und regulatorische Kriterien

3.2. Branchenspezifische Kriterien

3.3. Bankspezifische Kriterien

Kriterium / einzuhaltende Norm Anmerkungen
§ 63 Abs. 6 ff WpHG Regelt allgemeine Informationen
§ 64 Abs. 2 S. 2 WpHG Regelt spezifische Anforderungen an PIBs
§ 4 WpDVerOV Anforderungen an die Länge eines PIB und an Mindestinhalte

Rundschreiben BaFin zu den
Mindestanforderungen an die
Compliance-Funktion und die weiteren
Verhaltens-, Organisations- und
Transparenzpflichten für
Wertpapierdienstleistungsunternehmen
(MaComp) vom 30.06.2023

BT 15 Auslegung gesetzlicher Anforderungen an die Erstellung
von Informationsblättern gemäß § 64 Abs. 2 WpHG / §
4 WpDVerOV

Kriterium / Branchenstandard Anmerkungen
Glossar zur Verbesserung der
sprachlichen Verständlichkeit von
PIBs nach dem
Wertpapierhandelsgesetz
(09/2013)

Ergebnis einer Arbeitsgruppe der Kreditwirtschaft und des (damaligen)
BMLEV (jetzt in der Verantwortung des BMJV) mit Vorschlägen für im
PIB zu verwendende Begriffe, Erläuterungen und Textbausteine.

Kriterium / Interne Regelung Anmerkungen
Anweisung Durchführung Interne
und Externe Kommunikation

Festlegung von inhaltlichen Anforderungen an ein PIB, die sich aus den
gesetzlichen Normen (bspw. MaComp, WpHG, WpDVerOV) ergeben.
Festlegung von Verantwortlichkeiten in den Erstellungs- und
Kontrollprozessen.
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4. Kontrollumfeld

4.1. Interne Revision
Der Prüfungsplan der Internen Revision wird jährlich aufgestellt und folgt grundsätzlich einem risikobasierten
Ansatz. Der Prüfungsplan wird vom Vorstand genehmigt.
Die Interne Revision prüft im Rahmen ihrer risikoorientierten Prüfungsplanung die Einhaltung von Vorschriften
des WpHG und darauf basierende nähere, konkretisierende Anforderungen. Der Prozess zur Erstellung der
Produktinformationsblätter unterliegt hierbei ebenfalls dem risikoorientierten Ansatz.

4.2. Corporate Compliance
Die Gruppe Corporate Compliance I analysiert regelmäßig (mindestens jährlich) das Kapitalmarkt-
Compliance-Risiko der operativen Organisationseinheiten. Sie ordnet den Organisationseinheiten nach
einzelnen Verfahren eine bestimmte Risikobewertung zu. Hieraus leitet die Gruppe Corporate Compliance I
einen Überwachungsplan ab, der Grundlage der durchzuführenden Überwachungs- und Kontrollhandlung der
Compliance-Stelle ist. Auf Basis des Überwachungsplans werden risikobasiert aktuell anstehende
Überwachungshandlungen bestimmt.
Zu den Prüfungsbereichen gehört auch die „Erstellung von (Pflicht-)Informationen und Werbemitteilungen“,
wozu auch die Produktinformationsblätter zählen. Die Kontrollhandlungen der Gruppe Corporate Compliance
I und deren Ausgestaltung in Form von risikobasierten Überwachungshandlungen sind in der schriftlich
fixierten Ordnung der Helaba festgelegt. Beanstandungen aus den Prüfungshandlungen werden mit
empfohlenen Abhilfemaßnahmen direkt an die zuständigen Einheiten adressiert. Die Gruppe Corporate
Compliance I überprüft, ob die den Organisationseinheiten empfohlenen bzw. von den Organisationseinheiten
getroffenen Abhilfemaßnahmen umgesetzt werden. Erfolgt die Umsetzung nicht innerhalb angemessener Zeit,
hat die Compliance-Abteilung ein Eskalationsverfahren vorgesehen.

5. Prozesse

5.1 Relevante Produktkategorien
Für folgende Produktkategorien stellt die Bank den Vertriebspartnern Produktinformationsblätter zur
Verfügung.

Strukturierte Wertpapieremissionen der Helaba (“Retail Zertifikate”)
Anleihen von anderen Emittenten („Angebotsgeschäft“)

5.2 Relevante Prozesse
Für jede Produktkategorie sind zwei Teilprozesse mit den jeweils implementierten Kontrollen relevant.

a. Erstellung Muster-PIB
Bei Erstellung des Muster-PIB werden für eine Produktstruktur die erforderlichen Inhalte und
Formulierungen festgelegt, auf die bei Erstellung der individuellen PIBs für spezifische Produkte mit
dieser Produktstruktur zurückgegriffen werden muss. Bei Änderungen bestehender Muster-PIBs
werden die gleichen Prozesse durchlaufen wie bei einem neuen Muster-PIB.

Muster-PIBs werden vor Verwendung durch die Abteilung Compliance Kapitalmarkt geprüft und
freigegeben. Die Prüfung durch die Abteilung Compliance Kapitalmarkt bezieht sich auf alle
aufsichtsrechtlichen Kriterien. Sofern spezielle Rechtsgebiete (bspw. Steuerrecht) tangiert sind, erfolgt
die Freigabe durch die zuständige Fachabteilung. Bei Retail-Zertifikaten erfolgt zusätzlich eine
Prüfung und Freigabe durch die Abteilung, die den Basisprospekt erstellt. Hierdurch wird die
Konformität des Muster-PIBs mit dem Basisprospekt sichergestellt.

b. Erstellung Individuelle PIBs
Erstellung eines PIB für ein Produkt (bspw. ISIN) auf Basis des relevanten Muster-PIB mit allen
individuellen Angaben zum spezifischen Produkt. Das Vorliegen eines abgenommenen Muster-PIBs
ist eine zwingende Voraussetzung zur Erstellung eines individuellen PIBs.

5.3 Retail-Zertifikate
Für die PIB-Erstellung ist im Bereich Treasury die Gruppe Produkt- & Vertriebsmanagement Zertifikate
innerhalb der Abteilung Strategisches Prozess- & Datenmanagement.verantwortlich. Auf Basis der durch die
Produktstrukturierung in der Abteilung Liability Management & Funding vorgenommenen Ausgestaltung und
Konditionsbestimmung für Retail-Zertifikate verantwortet das Produkt- & Vertriebsmanagement Zertifikate die
Erstellung der Muster-PIBs und die Erstellung der individuellen PIBs.
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a) Muster-PIBs

Im Falle einer neuen Produktstruktur, für die noch kein Muster-PIB als Grundlage für die Erstellung eines
individuellen PIBs besteht, entwickelt ein Mitarbeiter der Gruppe Produkt- & Vertriebsmanagement Zertifikate
einen Entwurf für ein Muster-PIB und gibt diesen über das Tool „PIB-Freigabe“ in den Freigabe-Workflow-
Prozess. Der Entwurf des Muster-PIB wird daraufhin innerhalb der Gruppe von einem weiteren Mitarbeiter
über das PIB-Freigabe-Tool geprüft (Vier-Augen-Prinzip) und freigegeben. Die Freigabe wird PIB-Freigabe-
Tool dokumentiert.

Der freigegebene Entwurf wird anschließend über den Workflow mit der Produktstrukturierung - insbesondere
hinsichtlich der Beschreibung der Funktionsweise des Produktes - abgestimmt. Diese Abstimmung wird
ebenfalls systemseitig dokumentiert.

Nach Freigabe durch die Produktstrukturierung erfolgt eine Weitergabe des Entwurfs an die für die
Prospekterstellung zuständige Abteilung („Dokumentation“) zur Prüfung und an die Abteilung Compliance
Kapitalmarkt. Änderungsbedarfe im Rahmen der Muster-PIB-Erstellung werden ebenfalls systemseitig im
Workflow bearbeitet und dokumentiert.

b) Individuelle PIBs

Die Produktstrukturierung in der Abteilung Liability Management & Funding ermittelt die Produktkonditionen
und leitet diese mit ergänzenden Informationen über die Produktstruktur an das Produkt- &
Vertriebsmanagement Zertifikate weiter. Das Produkt- & Vertriebsmanagement erstellt auf dieser Basis sowie
auf Grundlage des für diese Produktstruktur freigegebenen Muster-PIBs das individuelle PIB.

Das erstellte, individuelle PIB wird durch einen weiteren Mitarbeiter des Produkt- & Vertriebsmanagement
kontrolliert (Vier-Augen-Prinzip) und das PIB, sofern kein Korrekturbedarf besteht, freigegeben. Die Kontrolle
und die Freigabe werden dokumentiert. Sofern Korrekturen erforderlich sind, werden diese ebenfalls im Vier-
Augen-Prinzip vorgenommen und kontrolliert.

Die freigegebenen PIBs für einzelne Produkte werden zentral abgelegt und an einen definierten Verteilerkreis
innerhalb der Bank kommuniziert.

5.4 Angebotsgeschäft
Die Abteilung Security Trading verantwortet die Erstellung der PIBs für das Angebotsgeschäft.

a) Muster-PIBs

Ein Mitarbeiter der Abteilung Security Trading erstellt einen Entwurf für das Muster-PIB. Im Anschluss findet
eine abteilungsinterne Prüfung im Vier-Augen-Prinzip statt. Bei erforderlichen Korrekturen werden die
Änderungen ebenfalls im Vier-Augen-Prinzip vorgenommen und überprüft.

Im Anschluss an die abteilungsinterne Freigabe wird das Muster-PIB an die Abteilung Compliance
Kapitalmarkt zur Prüfung und Freigabe versendet. Änderungen durch diese Organisationseinheiten werden
durch die Abteilung Wertpapierhandel umgesetzt und erneut zur Prüfung verteilt. Die abschließende Freigabe
durch die Abteilung Compliance Kapitalmarkt wird dokumentiert.

Nach der Freigabe wird das neue Muster-PIB in eine EDV-Anwendung zur automatisierten Erstellung
individueller PIBs für das Angebotsgeschäft eingebunden.

b) Individuelle PIBs

Die Erstellung individueller PIBs erfolgt automatisiert mit der EDV-Anwendung PIB-Bonds vom
Softwareanbieter cleversoft. Auf Basis der ISIN wird das zu verwendende Muster-PIB automatisch ausgewählt
und die Darstellung des Produktes und der Risiken automatisch generiert. Die notwendigen individuellen
ökonomischen Daten sind der EDV-Anwendung hinterlegt. Sofern weitere manuelle Daten zu den
ökonomischen Daten hinzugefügt werden müssen, erfolgt dies durch den Fachbereich über Custom
Properties.

Nach der erfolgreichen Generierung des Produktinformationsblattes durch die EDV-Anwendung PIB-Bonds,
wird das individuelle PIB zur Kontrolle über das AWS PIBFreigabe vorgelegt. Die Kontrolle des PIBs erfolgt im
Vier-Augen-Prinzip durch einen zweiten Mitarbeiter in der Abteilung Security Trading. Bei erforderlichen
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Korrekturen wird das PIB nicht freigegeben und der Ersteller muss die entsprechenden Änderungen
vornehmen. Anschließend wird das individuelle PIB an die für das Produkt zuständige Handelsabteilung zur
Kontrolle versendet. Erst nach Freigabe durch die verantwortliche Handelsabteilung erfolgt eine Verwendung
des individuellen PIB durch die Abteilung Security Trading. Die Freigabe durch die Handelsabteilung wird im
AWS PIBFreigabe dokumentiert und das Produkt in der EDV-Anwendung PIB-Bonds zur Erstellung durch die
Abteilung Security Trading genehmigt.

























































































































































1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-
prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend
vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten
zu.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 
übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben
der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der
Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-
verständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei
betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen Vereinbarung in
Textform.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-
-

tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen.

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer
alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-
gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung
des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-
ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen
sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-
schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit
der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer
des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 
Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene
Rechnung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-
schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf

wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 
Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-
prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden
des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-

die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der
Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung,
Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 
resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 
Nr. 9.

(2) Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-
jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom
Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-

enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-
rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1
-

de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden,
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers,
insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des
§ 323 Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung

Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von

des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem
Wirtschaftsprüfer geltend machen.

Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-
-

letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 

(4) Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 

-

Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 

rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden.

(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-
rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-

 
nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-
tend zu machen, bleibt unberührt.

(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt.

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im  

in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:

a) Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-
gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die  

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein  
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 
beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-
den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 
Textform vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der  
Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit  
Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung,  
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 
Liquidation und dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-
nommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 
haften als Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen.

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden  
Ansprüche gilt nur deutsches Recht.
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